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SPD-FRAKTION IN KLAUSUR

[ KLAUSUR Die SPD-Biirgerschaftsfraktion hat sich vom 21. bis 23. Mai in
Klausur begeben. In Etelsen beschlossen die Abgeordneten

insgesamt 14 Initiativen. Ein besonderer Schwerpunkt lag dabei auf dem Bereich

Wohnungsbau.

Zum Thema Wohnungsbau beschlossen
die sozialdemokratischen Abgeordneten
ein ganzes Antragspaket, das sich mit

unterschiedlichen Aspekten der Baupo-
litik beschaftigt. Ebenso beschlossen sie
unter dem Uberbegriff ,Bremen und

Bremerhaven - ein Zuhause" ein Biindel

von Antragen, unter anderem soll es etwa
einen eintrittsfreien Tag in 6ffentlichen Mu-
seen geben. Auch Sozial-, Wirtschafts- und
Bildungspolitik standen auf der Agenda,
ebenso wie die Besuche von Burgermeister
Carsten Sieling und der SPD-Bundesvorsit-
zenden Andrea Nahles.

BAUPOLITIK
Wohnungsbau ist
Schwerpunkt auf Klausur

GESUNDHEIT
Notfallversorgung soll
verbessert werden

BAUPOLITIK
Wohnraumschutzgesetz
beschlossen

SOZIALES
Existenzminimum muss
zum Leben reichen!
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WOHNUNGSBAU IST EINE SOZIALE FRAGE

SPD-FRAKTION SETZT KLARE SCHWERPUNKTE

,Die Bereitstellung von bezahlbarem
Wohnraum ist die soziale Herausforderung
unserer Zeit", sagt der SPD-Fraktionsvorsit-
zende, Bjorn Tschope. ,Gerade in Stadten
und Ballungsraumen fehlen Wohnungen,
und die Nachfrage wird immer gréBer. In
der Folge steigen die Mieten weiter an - fiir
viele Menschen mit kleinen und mittleren
Einkommen ist das mittlerweile ein exis-
tenzielles Problem.”

Das Thema Wohnen war aus diesem

Grund ein Schwerpunkt der SPD-Fraktion
auf ihrer Klausur in Etelsen. ,Wir haben
uns der Problematik aus verschiedenen
Blickwinkeln gendhert und in den Antragen
konkrete MaBnahmen beschlossen®, sagt
Tschope und zahlt auf: ,,So wollen wir

etwa die Sozialbauquote angehen, die wir
einerseits erhdhen,
andererseits aber
auch so ausgestal-
ten wollen, dass sie
gezielter auf eine
bessere soziale
Durchmischung
der Stadtteile hin-
wirkt. Wir wollen
auBerdem das
Instrument der
Erbpacht nutzen,

Bjorn Tschope

um gerade jungen Familien den Kauf eines
Eigenheims zu ermdglichen. Wir wollen
aber auch den Schutz der Birgerinnen und
Burger vor Kriminalitat zu einem zentralen
Ziel der Stadtentwicklung machen. Und
schlieBlich wollen wir die Planung fir 1.000
zusatzliche Wohnheimplatze fur Studieren-
de und Auszubildende konkret angehen
und fragen nach, wie der Planungsstand
bei derzeit ungenutzten, fur die Schaffung
von Wohnraum geeigneten Gebauden

wie dem Bundeswehrhochhaus oder der
Scharnhorst-Kaserne ist.”

Alle diese Antrage hatten gemeinsam, dass
sie in absehbarer Zeit umsetzbar seien,
erklart der sozialdemokratische Fraktions-
vorsitzende. ,Wir haben in den vergange-
nen Jahren vieles auf den Weg gebracht.
Wir stellen in Bremen Bauflachen zur
Verfligung. Wir sorgen zum Beispiel mit der
Sozialquote fiir bezahlbaren Wohnraum.
Wir unterstlitzen mit einem Forderpro-
gramm insbesondere junge Familien beim
Kauf eines Eigenheims. Aber klar ist auch:
Die Schaffung von ausreichendem und be-
zahlbarem Wohnraum sowie eine bessere
soziale Durchmischung der Ortsteile wird
auch in den kommenden Monaten und
Jahren eine zentrale Herausforderung und
Aufgabe sein.”

NEUER WEG BEI DER SOZIALBAUQUOTE

Um mehr bezahlbaren Wohnraum zu
schaffen, verkauft die Stadtgemeinde
Bremen groRere o6ffentliche Bauflachen
nur noch mit der Auflage, dass 25 Prozent
des dort entstehenden Wohnraums an
Menschen mit B-Schein-Berechtigung
zu vermieten sind - mit entsprechend
niedrigen Mieten. Solche Sozialquoten
gibt es auch in Berlin und Hamburg, und
dort wurden sie inzwischen sogar auf 30
Prozent angehoben.

Bremen soll diesem Beispiel folgen und
die Quote auf 30 Prozent anheben, hat die
SPD-Fraktion auf ihrer Klausur beschlos-
sen. Zugleich spricht sie sich aber auch
dafiir aus, die Quote zu differenzieren. So
soll der Senat, basierend auf den Sozialin-
dikatoren, ein Abschlagssystem entwickeln.
Das heil3t: In Ortsteilen mit starker sozialer
Belastung soll die Sozialquote geringer
ausfallen, in bessergestellten Stadtteilen
wird sie im Gegenzug erhdht, damit die
Quote auf die gesamte Stadt gerechnet das
Niveau von Hamburg oder Berlin erreicht.

,Wir sind in einer Situation, in der die Orts-
teile immer weiter auseinanderdriften”,
sagt SPD-Fraktionschef Bjorn Tschope.
Stadte wiirden zunehmend zu Lebens-
raumen von Vermodgenden einerseits und

andererseits von Menschen,

deren Wohnkosten von Trans-
ferleistungssystemen, letztlich

also vom Staat, ibernommen

wurden. Diese Menschen

lebten aber nicht so sehr

zusammenan einem Ort, sondern
vielmehr in unterschiedlichen Stadtteilen,
die immer starker sozial voneinander
abgegrenzt seien. ,Unser Ziel muss es
aber nicht nur sein, mehr bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen”, sagt Tschépe, ,,un-
ser Ziel muss zudem eine bessere soziale
Durchmischung der Stadtteile sein.”

Die von der SPD-Fraktion geplante Diffe-
renzierung bei der Sozialbauquote soll zu
dieser Durchmischung einen wichtigen
Beitrag leisten. Konkret: Dort wo bereits
viele Menschen ohne oder mit nur gerin-
gem Einkommen leben, soll mehr Zuzug
von Menschen mit héherem Einkommen
ermoglicht werden. Deshalb wird die
Sozialquote hier reduziert. Im Gegenzug
soll dort, wo bislang wenige Wohnungen
bestehen, die den Kriterien des sozialen
Wohnungsbaus entsprechen, deutlich
mehr bezahlbarer Wohnraum geschaffen
werden, um auch Menschen ohne oder
mit geringem Einkommen zu ermaglichen,
in diesen Quartieren zu leben.

FAMILIEN UNTERSTUTZEN - ERBPACHT VERSTARKT NUTZEN

Wohnen in den eigenen vier Wanden: Das ist fiir viele nicht nur ein Traum, sondern auch ein echter Beitrag zur finanziellen Absi-
cherung im Alter. Allerdings kdnnen sich gerade junge Familien, die ihr Einkommen nur aus abhéngiger Beschéaftigung verdienen,
diesen Traum immer seltener erfiillen, da ihnen das Eigenkapital fehlt. Die SPD-Fraktion hatte daher bereits in den vergangenen
Haushaltsberatungen ein Forderprogramm aufgelegt, um gerade diese Familien gezielt zu unterstiitzen. Nun will sie eine weitere
Méglichkeit starker nutzen: Bremen soll Grundstiicke vermehrt auf Erbpachtbasis iiberlassen, statt sie zu verkaufen.

Die eigenen vier
[ KLAUSUR Wande sind eine
wichtige S3ule der Altersvorsorge. Doch
machen es steigende Grundstuckspreise,
stark gestiegene Baukosten und verander-
te Richtlinien der Banken bei der Kredit-
vergabe gerade jungen Familien mit mitt-
lerem Einkommen schwer, ihren Traum
vom eigenen Haus zu verwirklichen. Das
Problem ist haufig das fehlende Eigenka-
pital. Familien, die ausschlieBlich von dem
leben, was sie als abhangig Beschaftigte
verdienen, kdnnen dieses Kapital oft nicht
aufbringen.

»Man muss es so deutlich sagen: Dadurch
verfestigt sich auf Dauer eine Ungleichheit
von Chancen”, sagt der SPD-Fraktions-
vorsitzende, Bjorn Tschépe. ,Diejenigen,
die erben, kénnen sich ein Haus leisten.
Diejenigen, die nur ihr Einkommen zur
Verflgung haben, kdnnen dies immer
seltener. Im Ergebnis fuhrt das dazu,
dass gerade diejenigen, die besonders
auf selbstgenutztes Wohneigentum als
Saule fur die Altersversorgung
angewiesen sind, oft nicht

mehr die Moglichkeit

haben, ein
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Eigenheim zu erwerben.” Die SPD-Fraktion
hatte bereits in den vergangenen Haus-
haltsberatungen etwas unternommen,
um diesen Familien zu helfen. Denn das
einzige, was Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer beeinflussen konnen, sind
die Kosten, die flir den Grunderwerb zu
zahlen sind. Bremen hat daher ein For-
derprogramm aufgelegt, das Familien mit
einem Zuschuss von 15.000 Euro fordert -
in bestimmten Stadtteilen, die stark sozial
belastet sind. Dadurch sollen nicht nur
Familien unterstitzt, sondern auch die
soziale Durchmischung der betreffenden
Stadtteile verbessert werden.

Nun haben die Sozialdemokraten auf ihrer
Fraktionsklausur beschlossen, eine weite-
re Méglichkeit zu nutzen, um die Kosten
flr den Grunderwerb zu reduzieren: Statt
sie ausschlieBlich zu verkaufen, soll Bre-
men Grundstiicke im offentlichen Besitz
kunftig auch vermehrt auf Erbpachtbasis
Uberlassen. Dies wiirde die Kosten, die
fur das Baugrundstiick aufzuwenden
sind, deutlich reduzieren, da ,bauwillige
Familien den Grundstucksverkaufspreis
nicht mehr auf einen Schlag am Anfang
aufbringen missen.

"

,Bremen hat hier eine
Moglichkeit, gera-
de jenen Fa-

milien beim Kauf von Wohneigentum zu
helfen, die besonders darauf angewiesen
sind. Diese Moglichkeit wollen wir nut-
zen”, sagt Tschope. Der Sozialdemokrat
raumt ein, dass Bremen dabei kurzfristig
auf Geld verzichten wird. ,Das Geld, das
die Stadt sonst durch die Verkaufe der
Grundstucke erldst, wird wegfallen”, sagt
Tschope. ,Allerdings erhalt die Stadt im
Gegenzug langfristige Einnahmen durch
den Erbpachtzins, der von den Grund-
sticksnutzern zu entrichten ist. Und nicht
nur das: Bremen behalt auch langfristig,
also nach Ende der Erbpacht, die Verfi-
gungsgewalt Uber die Grundstuicke. Das
Modell bietet also Vorteile fur beide Sei-
ten - flr Bremen ebenso wie flr die Fami-
lien. Deswegen wollen wir als Fraktion das
Instrument Erbpacht verstarkt nutzen.”

Der Senat soll nun nach dem Willen der
SPD-Fraktion unter anderem insbesonde-
re in den sozial belasteten Ortsteilen nach
geeigneten offentlichen Flachen suchen,
die auf Erbpachtbasis an den Wohnungs-
markt gebracht werden kdnnen. Er soll
zudem ein Ausschreibungskonzept fur
drei Pilotflachen entwickeln - und dabei
sicherstellen, dass besonders jungen Fa-
milien die finanziellen Vorteile auch in vol-
lem Umfang zugutekommen. Und er soll
auf einer Pilotflache ein dahnliches Modell
wie in Hamburg erproben. Dort zeigen
Beispiele, dass sich auf Basis der Erbpacht
Bauprojekte mit Investoren realisieren
lieRen, die langfristig glinstige
Mieten sicherstellen.

SPD-FRAKTION FRAGT NACH

Bundeswehrhochhaus oder Scharnhorst-Kaserne - in Bremen gibt es einige
Gebaude, die leer stehen und die sich fiir den Wohnungsbau eignen. Dazu
zahlt etwa auch das ehemalige Hauptzollamt in Walle, das nach dem Auszug
der bisher dort untergebrachten Gefliichteten als Wohnheim fur Studierende
oder Auszubildende eine neue Verwendung finden kdnnte.

Plane, das Bundeswehrhochhaus und die Scharnhorst-Kaserne zu kaufen,
um dort Wohnraum zu schaffen, hatte die Stadt Bremen bereits gedauBert.
Die SPD-Fraktion will nun in einer auf ihrer Klausur beschlossenen Kleinen
Anfrage wissen: Was ist der aktuelle Stand bei diesen Planen? Was plant der
Senat mit dem ehemaligen Hauptzollamt? Und gibt es weitere Objekte im
Stadtgebiet, die sich fur Wohnzwecke eignen - und wenn ja: Wer sind die

Eigentimer?

3_



-~ 4

KLAUSUR 2018 |

ROT

STADTENTWICKLUNG: SCHUTZ VOR KRIMINALITAT MITDENKEN

2 KLAUSUR

Bremen wird sein Gesicht in den kommenden Jahren nachhaltig verdndern. Dies geschieht durch die ange-
schobenen Entwicklungen in der Innenstadt. Es geschieht aber auch dadurch, dass iiberall in der Stadt neuer

Wohnraum und sogar ganze Wohngebiete entstehen. Die SPD-Fraktion will, dass bereits bei der Planung Aspekte wie Sicherheit und

Kriminalitdtspravention mitbedacht werden.

Bremen braucht mehr Wohnraum. Darlber herrscht uber alle
Parteigrenzen hinweg Einigkeit. Einiges ist hier schon unternom-
men worden. Doch klar ist auch: Bremen muss und wird die
Anstrengungen in diesem Bereich weiter intensivieren.

Véllig klar ist: Die Stadt wird sich stadtebaulich verandern, wenn

neuer Wohnraum oder gar ganze Wohngebiete entstehen. Die
SPD-Fraktion hat auf ihrer Klausur nun beschlossen, dass
bei all diesen Veranderungen von Anfang an auch der
Schutz der Menschen vor Kriminalitat mitgedacht werden
soll. Konkret: Die Verbesserung des subjektiven Sicher-
heitsgefuhls und der objektiven Sicherheit soll zu
einem entscheidenden Faktor bei der Stadtplanung

werden.

,Die Kriminalitdtsrate in Bremen ist in den
vergangenen 25 Jahren um etwa ein Drittel

gesunken - und trotzdem mussen wir
anerkennen, dass sich das subjektive
Sicherheitsgefiihl der Menschen nicht
verbessert hat”, sagt der innenpolitische
Sprecher der SPD-Fraktion, Sukru
Senkal. ,Hierfur gibt es mehrere
Grunde, insbesondere tragen dazu
aber auch Einbruchsdelikte, Stra-
Renraub und Sexualstraftaten im
offentlichen Raum bei. Darauf
mussen wir reagieren.”

Dabei gebe es durchaus
einen Zusammenhang
zwischen objektiver und
subjektiver Sicherheit
und Stadtplanung,
erklart Senkal.
LUnlbersichtliche
und schlecht be-
leuchtete Orte
beglinstigen
Delikte wie den —

StraBenraub oder auch Sexualstraftaten”,
sagt er. ,In jedem Fall kdnnen hier auch
unabhangig von einer tatsachlichen Ge-
fahr ,Angstraume’ entstehen.”

Um dies zu andern, soll nach dem Wil-
len der SPD-Fraktion ein Fachbeirat
~Einbruchsschutz und stadtebau-
liche Kriminalpravention” ins
Leben gerufen werden. Dieser &

Beirat soll mit Vertretern von
Bauwirtschaft, Handwerk,
Versicherungswirtschaft und Polizei die Behdrden
bei der Flachen- und Bauplanung beraten. Der
Senat soll zudem prifen, wie die Anhdrung des
Beirats formal Eingang in die Erstellung von
Bebauungsplanen finden kann, ohne dass
dies zu Verzégerungen flhrt.

Siikrii Senka

Auch der Einbruchschutz soll verbessert
werden. So soll der Senat sowohl
in regelmaRigen Gesprachen mit
Vertretern der Bauwirtschaft als
auch in seiner Funktion als (Mit-)
Eigentlimer von Wohnungsbau-
gesellschaften darauf hinwir-
ken, dass der Einbruchschutz
verbessert wird - etwa,
wenn ohnehin Moderni-
sierungen anstehen. So
lieRen sich auch im Be-
stand Verbesserungen
erreichen, die die
Bewohnerinnen
und Bewohner
wirksam vor
Kriminalitat
schitzen.

1.000 ZUSATZLICHE WOHNHEIMPLATZE FUR BREMEN UND BREMERHAVEN

In Bremen und Bremerhaven wohnen
derzeit nur etwa sechs Prozent der rund
32.000 Studierenden in einem o6ffentlich
geforderten Studierendenwohnheim.
Hinzu kommen zwar noch 1,2 Prozent
der Studierenden, die in einem privat
betriebenen Wohnheim leben. Insgesamt
liegt die Quote damit aber deutlich unter
der bundesweiten Versorgungsquote

von zehn Prozent. Um zu diesem Wert
aufzuschlieBen, braucht das Land in den
kommenden fiinf Jahren 1.000 zusatzliche
Wohnheimplatze.

Die Burgerschaft hat dem bereits Rech-
nung getragen und das Geld fir die
Planung und den Bau einer Vielzahl von
Projekten bereitgestellt. Die SPD-Fraktion
hat auf ihrer Klausur nun einen Antrag

beschlossen, der diese Planung konkreti-
sieren will. Der Senat wird darin aufgefor-
dert, einen auf finf Jahre ausgerichteten
Zeit- und MalRnahmenplan zu erstellen,
aus dem die Planungs- und Bauzeitraume
ebenso hervorgehen wie die geplante Fer-
tigstellung der Wohnheime fir Studieren-
de und Auszubildende. Zudem zeichnet
sich ab, dass die bisher beschlossenen
MaRnahmen nicht reichen werden, um
die Zielzahl von 1.000 Wohnheimplatzen
zu erreichen; bis zu 160 Platze kdnnten
am Ende fehlen. Wie viele Platze genau
fehlen und wie diese Liicke geschlossen
werden konnte, soll der Senat daher eben-
falls darlegen.

Denn fiir die SPD-Fraktion steht fest:
Bremen darf den Anschluss bei bezahl-

barem Wohnraum fiir Studierende und
Azubis nicht verlieren. Denn dies ist ein
wesentlicher Faktor flir die Attraktivitat
bei Studierenden oder Azubis und somit
letztlich entscheidend fiir Bremen als Wis-
senschafts- und Wirtschaftsstandort.

»Am Ende profitieren aber nicht nur
Studierende und Auszubildende von den
Wohnheimplatzen”, sagt der SPD-Frak-
tionsvorsitzende, Bjorn Tschope. ,Die
Nachfrage, gerade nach preiswertem
Wohnraum und Single-Wohnungen, ist
generell hoch - nicht nur bei Studieren-
den. Die Schaffung von Wohnheimplatzen
wird in diesem Segment auch flr andere
Gruppen fir Entlastung sorgen und hat
somit auch entspannende Wirkung auf
den Wohnungsmarkt insgesamt.”
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MUSEEN SOLLEN EINEN TAG PRO WOCHE KOSTENLOS OFFNEN

Mindestens ein
eintrittsfreier Tag in
den 6ffentlichen Museen in Bremen und
Bremerhaven pro Woche - das ist das Ziel ; Y
der SPD-Fraktion. Sie hat daher auf ihrer
Klausur einen entsprechenden Antrag
beschlossen: Der Senat wird darin aufge-
fordert, mit den Museen entsprechende
Gesprache zu fihren.

Kollektives Gedachtnis - was vielleicht
ein bisschen hochtrabend klingt, ist in
seiner konkreten Ausgestaltung und

Wirkung aber von groRer Bedeutung fur
eine Gesellschaft. Was die Bremer einst
,buten un binnen” zusammentrugen,
erzahlt etwas Uber die Geschichte unseres
Landes, Uber seine Identitat, Uber das,
was Bremen ausmacht.

Die Orte, wo diese Erinnerungen gepflegt
werden, sind auch und vor allem Muse- &
en. Und die SPD-Fraktion will, dass alle
Zugang zu den Orten dieses kollektiven
Gedachtnisses haben - unabhangig vom
Geldbeutel. ,Die staatlichen Museen
gehoren allen Burgerinnen und Burgern
unseres Landes, also sollten auch alle Zu-
tritt haben - unabhdngig vom Einkommen
oder individuellen Bildungsgrad”, sagt der
kulturpolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Elombo Bolayela.

Nach dem Willen
der SPD-Fraktion
soll es daher ab
dem kommenden
Jahr einen Tag in
der Woche geben,
an dem der Eintritt
in alle offentlichen
Museen kostenlos
ist. Der Senat soll

d
Elombo Bolayela

dafur die Voraussetzungen schaffen und
dabei mit den Museen gemeinsam einen
einheitlichen Wochentag festlegen, damit
es nicht zu einem Flickenteppich von
unterschiedlichen eintrittsfreien Tagen
kommt. Zudem sollen mit privaten und
freien Museen Gesprache daruber gefiihrt
werden, ob und wie sie sich an dem kos-
tenfreien Museumstag beteiligen.

Bolayela ist Uiberzeugt, dass ein solcher
eintrittsfreier Tag den Museen neue
Besuchergruppen erschlieBen kann. ,In
Deutschland gilt ein Museumsbesuch
immer noch als elitar, und die Hauser
werden deutlich mehr von Akademikern
besucht als von weniger gut Gebildeten”,
sagt er. ,Erfahrungen im In- und Ausland
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zeigen, dass ein kostenfreier Eintritt
hilft, Schwellenéngste zu reduzieren und
,einfach mal’ ins Museum zu gehen. Da-
durch kénnen auch neue Nutzergruppen
wie Bezieher von Sozialleistungen oder
Migranten fur einen Besuch im Museum
gewonnen werden. Und das ist wichtig.
Wir wollen die Schwellen verringern und
alle einladen, an Kultur teilzuhaben. Die
Museen in Bremen und Bremerhaven
haben so viel zu bieten - das sollen alle
sehen kdnnen, unabhangig vom Geldbeu-
tel oder Bildungsgrad!”

> Antrag: Museen sind unser kollektives
Gedachtnis - Zugang fir alle ermdglichen
http://tiny.cc/museum_frei

DIGITAL GEHT AUCH SOZIAL - FREIES WLAN FUR GROPELINGEN

» Die SPD-Fraktion setzt sich fir ein fla-
oo LOLLA chendeckendes WLAN-Netz im Stadtteil
Gropelingen ein: Der Senat soll nun mit der Bremer Freifunk-
Initiative Gesprache darliber aufnehmen, wie dies als Pilotpro-
jekt unter Nutzung der vorhandenen 6ffentlichen und - sofern
hier die Bereitschaft besteht - freigemeinnitzigen sowie kom-
merziellen Infrastruktur umgesetzt werden kann.

»Das kann ein wichtiger Beitrag sein, um einen sozial benachtei-
ligten Stadtteil zu unterstiitzen und den Menschen dort konkret
zu helfen”, sagt die Gropelinger SPD-Abgeordnete Petra Krimp-
fer mit Blick auf den auf der Klausur beschlossenen Antrag.
Denn fur sie steht fest: ,Die sozialen Unterschiede fihren auch
zunehmend zu einer digitalen Spaltung. Ein flachendeckendes
freies WLAN kann ein Baustein dabei sein, diese Spaltung zu
Uberwinden.”

Denn dass die Digitalisierung zu tiefgreifenden Veranderungen in
allen Gesellschaftsbereichen fihrt, ist mittlerweile ein Allgemein-
platz. Allerdings kdnnen nicht alle Menschen in gleichem Male

an diesen Verdanderungen teilhaben. Studien zeigen, dass es einen
Zusammenhang gibt zwischen dem sozialen Status und digitaler
Distanz oder sogar Abstinenz. Dies hat unterschiedliche Ursachen,
ein wesentlicher Faktor ist jedoch zweifellos, dass sich schlicht
nicht alle Menschen einen Internetzugang leisten kénnen.

LUnser Antrag hat zum Ziel, diesen Zusammenhang ein stuckweit
aufzubrechen”, sagt Krimpfer. ,,Denn wenn sich die Ungleichheit
von Chancen noch dadurch verstarkt,
dass Menschen aus Kostengrinden
nicht online sein kdnnen, mussen wir
etwas unternehmen. Ein freies WLAN
fur Gropelingen bietet hier eine groRe
Chance. Und ich freue mich, dass wir als
SPD-Fraktion dies nun angehen wollen.”

> Antrag: Digital geht auch sozial
- Freies WLAN fiir Gropelingen
http://tiny.cc/wlan_groepelingen

Petra Krfer

Foto: JoachimKohlerBremen/ wikimedia
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PLATZ FUR ARBEITSPLATZE - GEWERBEFLACHEN WEITERENTWICKELN

Bremens Wirtschaft entwickelt sich positiv. Damit dies so weitergehen kann, brauchen die Unterneh-
men aber vor allem eines: Platz. Die SPD-Fraktion hat daher auf ihrer Klausur einen Antrag beschlos-

sen, der eine stetige Weiterentwicklung des Gewerbeflachenangebotes fordert.

.Die Weiterentwicklung des Gewerbefla-
chenangebotes gehort zu den zentralen
Herausforderungen fir unser Bundes-
land: Wir mussen der Wirtschaft die
Moglichkeit geben, zu wachsen, um Ar-
beitsplatze zu schaffen und zu erhalten”,
sagt der wirtschaftspolitische Sprecher
der SPD-Fraktion, Dieter Reinken.

Durch die Bereitstellung von Haushalts-
mitteln fir die weitere ErschlieBung des
Gewerbeparks Hansalinie, des Bremer
Industrieparks und die Entwicklung
kleinteiliger Flachen etwa fir Hand-
werksbetriebe, seien bereits wichtige
Perspektiven fiir den Wirtschafts-
raum Bremen geschaffen worden,
erklart der Sozialdemokrat und
betont: ,Auf diesem Weg mus-
sen wir nun weitergehen.”

Die SPD-Fraktion hat auf

ihrer Klausur in Etelsen

daher nun einen Antrag
beschlossen, der die weitere
Entwicklung von vier Gebieten
in den Blick nimmt. So soll der
Senatim
Rahmen der Neu-
aufstellung des
Gewerbeentwick-
lungsplans insbe-
sonderedieGebiete
Nord-West-Zen-
trum, die Air-
port-Stadt stdlich
des Flughafens,
den Neustadter
Hafen und das

Dieter Reinken

GVZ sowie das Guterbahnhofsgelande
am Hauptbahnhof in die ErschlieBungs-
planung aufnehmen. Das Gebiet Wolt-
mershausen/Neustadtsbahnhof soll dar-
aufhin untersucht werden, ob es sich zur
Nutzung fur ,urbane Produktion” eignet
und bei positivem Befund ebenfalls
in das Gewerbeentwicklungspro-
gramm einbezogen werden.

,In Bremen kommt es zunehmend zu
Nutzungs- und Flachenkonkurrenzen”,
sagt Reinken. ,Das ist ein Problem, dem
wir begegnen mussen. Dabei wird neben
der notwendigen Ausweitung der Gewer-
beflachen auch der Flachensicherung,
der Bestandspflege, der Innenentwick-
lung und der Nachverdichtung eine
immer grélRere Bedeutung zukommen.”

SCHIENENVERBINDUNG BREMERHAVEN-BREMEN
SPD-FRAKTION FORDERT EIN DRITTES GLEIS

Tausende Menschen
nutzen taglich die
Bahn zwischen Bremen und Bremerha-
ven. Die Strecke ist zudem von zentraler
Bedeutung fiir den nationalen und inter-
nationalen Warenverkehr in die und aus
den Héafen. Die SPD-Fraktion will daher
erreichen, dass ein drittes Gleis zwischen
Bremen und Bremerhaven gebaut wird.
Daflr soll der Senat sich nun bei der
Deutschen Bahn einsetzen.

,Die Schienenverbindung zwischen den
beiden Stadten unseres Bundeslandes
ist eine Hauptschlagader des Verkehrs
in der Region und ist wirtschaftlich von
grofter Bedeutung. Zudem ist es auch
aus okologischen Griinden sinnvoll, den
OPNV auszubauen, um den Autoverkehr

zu reduzieren und die Umwelt dadurch

zu entlasten”, sagt der Bremerhavener
SPD-Abgeordnete Holger Welt. Nicht
zuletzt fir Berufspendler sei die Strecke
Bremerhaven-Bremen wichtig - und sie
litten haufig unter Verspatungen. ,,Aus un-
serer Sicht gibt es daher keine Alternative
zu einem dritten
Gleis, um Entlas-
tung zu schaffen”,
so Welt.

> Antrag: Bahn-
verkehr zwischen
Bremerhaven und
Bremen endlich
ausbauen! /
http://tiny.cc/gleis_3  Holger Welt

DOWNLOAD )
> ANTRAG: GEWERBEFLACHEN-
ANGEBOT STETIG
WEITERENTWICKELN!

NACHBARSCHAFTSFESTE
KUNFTIG GEBUHRENFREI

Nachbarschafts-
feste spielen eine
wichtige Rolle fur das Miteinander in
einem Quartier. Denn sie fordern das
,Wir“-Gefuihl der Anwohnerinnen und
Anwohner. Die Burgerschaft hat daher
auf Initiative der SPD-Fraktion beschlos-
sen, dass der blrokratische Aufwand bei
der Organisation solcher Veranstaltun-
gen reduziert wird und keine Gebuhren
mehr erhoben werden. Dazu der innen-
politische Sprecher der SPD-Fraktion, Su-
kri Senkal: ,Wir finden es einfach klasse,
wenn auf Privatinitiative Nachbarschafts-
feste oder ahnliches organisiert werden -
auch das macht unsere Stadt lebenswert.
Daher sollen derartige StraBenfeste
kunftig gebUhrenfrei angemeldet werden
konnen.”
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BESSERE BEZAHLUNG FUR LEHRKRAFTE AN GRUNDSCHULEN
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Die meisten Lehrkréfte an Grundschulen verdienen deutlich weniger als ihre Kolleginnen und Kollegen an
Gymnasien und zum Teil auch an Oberschulen. Zwischen 400 und 500 Euro brutto pro Monat kann dieser

Unterschied liegen, der sich durch die Eingruppierung in einer niedrigeren Besoldungsstufe ergibt. Die SPD-Fraktion hat auf ihrer
Klausur nun beschlossen, dass sich dies d@ndern soll. Auch, um im bundesweiten Wettbewerb um Lehrkréfte attraktiv zu bleiben.

Uberall in der Bundesrepublik verschérft
sich der Mangel an Lehrkraften. So geht
etwa eine aktuelle Studie der Bertelsmann
Stiftung davon aus, dass bis zum Jahr

2025 rund 35.000 Grundschullehrkrafte
fehlen. Diese Liicke ergibt sich aus der
Zahl der Lehrerinnen und Lehrer, die bis
dahin neu eingestellt werden missten und
der demgegeniiber geringeren Anzahl an
Absolventinnen und Absolventen, die dafir
zur Verfugung stiinden, so die Stiftung.

,Wir sprechen hier also nicht liber ein
Problem, von dem Bremen allein oder

in besonderem Male betroffen ware”,
erklart der bildungspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, Mustafa Glingor. ,Gleich-
wohl ist dies eine Situation, auf die auch
Bremen reagieren muss.”

Dies sei durch erste MaBnahmen, wie
etwa die Aufstockung der Referendariat-
splatze fur angehende Lehrkrafte, schon
geschehen, betont der Sozialdemokrat.
Doch werde dies allein nicht reichen, um

im Wettbewerb um Padagogen gegentber
den Ubrigen nordwestdeutschen Landern
zu bestehen. Um genligend Lehrkrafte fur
Bremen und Bremerhaven zu gewinnen,
musse man daher auch die bessere Bezah-
lung insbesondere von Grundschullehr-
kraften angehen. Genau dies fordert die
SPD-Fraktion nun in einem Antrag, den sie
aufihrer Klausur beschlossen hat.

,Uns geht es dabei aber nicht nur um den
Fachkrafte-Wettbewerb, uns geht es auch
um Gerechtigkeit”, macht Glingor deutlich.
Der Hintergrund: Grundschullehrkréfte
sind in der Regel in der Besoldungsgruppe
A12 eingruppiert, ihre Kolleginnen und
Kollegen an Gymnasien und teils auch an
Oberschulen aber eine Gruppe hdher - das
kann pro Monat einen Unterschied von 400
bis 500 Euro Brutto ausmachen.

Dies sei angesichts der weitgehenden
Vereinheitlichung der Lehrerausbildung in
vielen Bundeslandern nicht mehr zu recht-
fertigen, sagt GUngor. Zudem sei damit

zu rechnen, dass
Gewerkschaften
gegen die Un-
gleichbehandlung
klagten, wie dies
in anderen Bun-
deslandern schon
geschehen sei.

»Die Blrgerschaft
hat vor einem
Jahr bereits einen
ersten Schritt
gemacht und fur Lehrkrafte an Grund-
schulen sowie im Sekundarbereich Iin
Oberschulen eine Zulage von etwa 90 Euro
beschlossen”, berichtet Guingor. ,Damit
konnte das Gehaltsgefalle bereits ein Stuck-
weit verringert werden. Nun wollen wir den
nachsten Schritt gehen und fir die gleiche
Eingruppierung aller Lehrkrafte sorgen!”

Mustafa Giingor

> Antrag: A 13 flir Grundschullehrkrafte
http://tiny.cc/grundschullehrer

SPD-ABGEORDNETE STIFTEN PREIS FUR ENGAGEMENT VOR ORT

,Bremen und Bremerhaven - ein Zu-
hause”: So heil3t ein neuer Preis, den die
Abgeordneten der SPD-Burgerschaftsfrak-
tion ausloben. Auf ihrer Klausur haben sie
beschlossen, dass auf diese Weise einmal
im Jahr Initiativen, Vereine, Projekte oder
Einzelpersonen gewlrdigt werden sollen,
die sich in besonderer Weise fiir ihre Stadt,
ihren Stadtteil, ihr Quartier oder ihre Nach-
barschaft engagieren.

Was macht die Lebensqualitat von Bremen
und Bremerhaven aus? Es ist in erster
Linie der Zusammenhalt der Menschen,
die in unserem Bundesland leben. Sie sind

diejenigen, die sich auf vielfaltige Weise fir
ihre Stadt, ihren Stadtteil, ihr Quartier, ihre
Nachbarschaft engagieren. Sie sorgen da-
fur, dass Bremen und Bremerhaven nicht
nur Wohnorte, sondern ein Zuhause sind.
Genau dieses Engagement wollen die
Abgeordneten der SPD-Fraktion mit dem
neuen Fraktionspreis wirdigen und unter-
stltzen.

Der Preis soll sich dabei nicht nur an
Initiativen, Vereine und Projekte richten,
die sich fir die Lebensqualitat in unseren
Stadten, Stadtteilen oder Quartieren ein-
setzen, sondern auch an Einzelpersonen,

die ,stillen Helfer". ,Mit diesem Preis ver-
binden wir ein so einfaches wie wichtiges
Ziel: Wir wollen diejenigen starken, die
sich in und fur unsere Stadte engagieren
und damit einen Beitrag zur Starkung des
gesellschaftlichen Zusammenbhalts leisten
- konkret, vor Ort und oft, ohne groles
Aufhebens darum zu machen”, sagt die
stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzen-
de Antje Grotheer. ,Diese Arbeit ist von
ungeheurer Bedeutung. Und daher finden
wir: Sie hat unbedingt Aufmerksamkeit und
Anerkennung verdient.”
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EINE ANLAUFSTELLE FUR ALLE MEDIZINISCHEN NOTFALLE

Was ist zu tun, wenn es nachts oder am Wochenende gesundheitliche Probleme gibt? Wendet man sich an den arztlichen

Bereitschaftsdienst oder an die Notaufnahme eines Krankenhauses? Viele Betroffene wissen das nicht so genau. Und da

sie im Zweifel in die Notaufnahme eines Krankenhauses gehen, sind diese zunehmend belastet. Die SPD-Fraktion will das
System daher verbessern, fiir die Betroffenen einfacher verstindlich machen und die Kliniken zugleich entlasten.

NOTAUFNAHME

In der Theorie ist die
Versorgung bei medi-
zinischen Notfallen au-
Berhalb der reguldaren
Sprechzeiten von Arzt-
praxen klar geregelt:
Fir nicht lebensbedroh-
liche gesundheitliche
Beschwerden, fir die
normalerweise eine
Arztpraxis aufgesucht
wirde, ist der Be-
reitschaftsdienst der Kassenarztlichen
Vereinigung zustandig. Rettungsdienst und
Notaufnahmen sind fiir lebensbedrohende
Notfallsituationen zustandig. Das Kranken-
hausstrukturgesetz verpflichtet Kassenarzt-
liche Vereinigungen und Krankenhduser
dabei zur Zusammenarbeit.

,So klar die Regelungen in der Theorie
sind, in der Praxis kommt es haufig zu
Problemen”, sagt
die gesundheitspo-
litische Sprecherin
der SPD-Fraktion,
Steffi Dehne. ,Vie-
len Patienten sind
diese Regelungen
nicht bekannt oder
sie sind ihnen nicht
klar. Und viele Pati-
enten kbnnen oder
wollen in einem

Steffi Dehne

FINANZIELLE UNTERSTUTZUNG FUR GENO UND JACOBS

205 Millionen Euro fiir den Klinikverbund
Gesundheit Nord (GeNo), knapp 46 Millio-
nen Euro fur die Jacobs University Bremen
(JUB): Die Burgerschaft hat einen entspre-
chenden Nachtragshaushalt beschlossen.
Damit hilft sie den beiden Institutionen
auf ihrem weiteren Weg, erwartet von
ihnen aber auch eigene Anstrengungen.

Mit den 205 Millionen Euro Gibernimmt
Bremen Schulden des Klinikverbundes,
die im Zuge des Teilersatzneubaus des
Klinikums Mitte aufgelaufen sind. Zudem
wird die Eigenkapitalrucklage erhoht. ,Wir
entlasten die GeNo und starken sie fi-
nanziell”, sagt der SPD-Abgeordnete Arno
Gottschalk.

,Damit versetzen wir den Verbund in die
Lage, sich den anstehenden Herausfor-
derungen zu stellen. Fir uns ist klar: Das
operative Ergebnis muss in den schwarzen
Zahlen liegen. Auch bei der Gesamtbilanz
muss dies das Ziel sein. Und hier erwarten

akuten Fall auch nicht die Entscheidung
treffen, wer anhand dieser theoretischen
Grenzen fur sie zustandig ist. Sie wollen
nur eines: schnelle Hilfe.”

Die SPD-Fraktion hat daher nun einen
Antrag auf den Weg gebracht, um diese
Situation zu verbessern - sowohl fur die
Patientinnen und Patienten als auch fur
die derzeit oft Uberlasteten Notaufnahmen
in den Krankenhausern. ,,Wir wollen, dass
die Notfallversorgung kiinftig zentral unter
einem gemeinsamen Dach organisiert
wird”, erklart Steffi Dehne. ,Ziel mussen
integrierte Notfallzentren sein, die dann
als Anlaufstellen fiir die Notfallpatientin-
nen und -patienten dienen - und dies 24
Stunden am Tag und nicht nur aulRerhalb
der Ublichen Sprechzeiten wie bislang der
Arztliche Bereitschaftsdienst. In integrier-
ten Notruf-Leitstellen sollen zudem pers-
pektivisch sowohl die Notfalleinsatze bei

wir deutliche Anstrengungen und Vor-
schlage der GeNo.”

»Unser erstes und vordringlichstes Anlie-
gen ist es, eine hochwertige medizinische
Versorgung sicherzustellen - auch in

den Medizinbereichen, die nur defizitar
zu betreiben sind”, sagt Gottschalk. ,Es
geht aber auch darum, viele und gute
Arbeitsplatze zu erhalten. Die Gesund-
heitswirtschaft ist ein wichtiger Faktor fur
Bremen. Krankenhauser werden hier auch
weiterhin eine wichtige Rolle spielen. Und
wir wollen in einer Situation bleiben, wo
wir im Kernbereich der Krankenhauser als
Kommune selbst den Einfluss haben.”

Der wissenschaftspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion hebt zudem die Bedeutung
der Jacobs University hervor. ,Sie ist fur
Bremen eine akademische und wissen-
schaftliche Bereicherung. Sie ist einer der
groBten Arbeitgeber in Bremen-Nord. Und
ihre Studenten sind Botschafter fir Bre-

Foto: Dieter Schiitz/ pixelio.de

lebensbedrohlichen Stérungen koordiniert
als auch Patienten Uber die geeigneten
Bereitschaftseinrichtungen fir nicht
lebensbedrohliche Beschwerden beraten
werden.”

Der Senat soll sich daher auf Bundesebene
fur eine entsprechende Reform und die
entsprechende Anderung der gesetzlichen
Grundlage einsetzen. ,Diese neue Orga-
nisation kann eine grolRe Hilfe sein”, so
Dehne abschlieBend, ,,denn die bisherige
Aufteilung in zwei Sektoren ist Uberflissig
und nachteilig fir eine gute Versorgung der
Patientinnen und Patienten.”

DOWNLOAD
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men in aller Welt”, betont Gottschalk. Die
JUB habe sich in den vergangenen Jahren
einem tiefgreifenden und erfolgreichen
Veranderungsprozess unterworfen. Dies
unterstitze Bremen nun, indem das Dar-
lehen der Universitat in Héhe von knapp
46 Millionen Euro ubernommern werde.

,Diese Investition wird sich auszahlen”,
sagt er und verweist auch darauf, dass
Bremen durch die Studierenden und Mit-
arbeiter Uber den Landerfinanzausgleich
jahrlich circa 12 bis
13 Millionen Euro
erhalte. Gottschalk
abschlieRend:
,Was wir nun be-
schlossen haben,
ist also eine gute
Investition, die
sich flr Bremen
und insbesondere
fr Bremen-Nord
lohnen wird!"”

Arno Gottschalk
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WOHNRAUMSCHUTZGESETZ WEIL EIN ZUHAUSE KEINE HANDELSWARE IST!

Steigende Mieten und Immobilienpreise
auf der einen - ein wachsender Bedarf
nach Wohnraum auf der anderen Seite:
Rot-Griin hat in Bremen auf diese Ent-
wicklung mit einer Intensivierung des
Wohnungsbaus reagiert. Mit dem mitt-
lerweile durch die Birgerschaft beschlos-
senen Wohnraumschutzgesetz, das die
SPD-Fraktion auf den Weg gebracht hat,
soll nun zusatzlich ein Instrument ge-
schaffen werden, um dem - nicht selten
spekulativen - Leerstand von Wohnim-
mobilien, aber auch der zunehmenden
Zweckentfremdung von Wohnraum etwas
entgegenzusetzen. Der SPD-Fraktionsvor-
sitzende, Bjorn Tschope, macht klar: ,,Fur
uns steht fest: Wohnungen sollen ein
Zuhause sein, keine Handelsware!”

In Berlin war es schon ein Erfolg. Dort sei
es mit einem Zweckentfremdungsgesetz
gelungen, 8.000 Wohnungen wieder dem
reguldren Mietmarkt zur Verfligung zu
stellen, erklart Bjorn Tschope. Rechne
man dies auf Bremen herunter, so
kénnten 300 bis 500 Wohnungen so
wieder auf den reguldaren Mietmarkt
zuruckgefuhrt werden. Valide amtliche
Zahlen gebe es hier zwar nicht, so der
SPD-Fraktionsvorsitzende weiter, gleich-
wohl lieRen sich auf den einschlagigen
Internetseiten rund 200 Wohnungen
finden, die ausschlieRlich fir Beherber-
gungszwecke verwendet wirden.

Neben dem Leerstand, der an vielen
Orten in der Stadt zu beobachten sei und
zumindest teilweise auf der Spekulation
mit Grundstiicken und Hausern basiere,
habe vor allem auch die dauerhafte
Zweckentfremdung von Wohnraum nega-
tive Auswirkungen auf das Mietniveau.

Ziel des Gesetzes sei es, Zustande wie
etwa in Berlin, wo Ferienwohnungen

zu einer extremen Belastung des Miet-
marktes flhrten, gar nicht erst entstehen
zu lassen, erklart Bjorn Tschope. Mehr
Profit durch tageweise als durch normale

Vermietung - diesem Geschaft, das
inzwischen auch Makler fiir sich entdeckt
hatten, solle damit in Bremen ein Riegel
vorgeschoben werden. Allen, die sich

mit dem Gedanken triigen, dieses Ge-
schaftsmodell umzusetzen, solle deutlich
gemacht werden, dass dies in Bremen zu-
kunftig nicht mehr so einfach sein werde.

,Uns geht es dabei nicht darum, soge-
nannte Homesharing-Modelle zu damo-
nisieren. Aber unter dieser Uberschrift
versammeln sich mittlerweile eben auch
knallharte, profitorientierte Geschafts-
modelle, die mit der urspringlichen
Idee des ,Teilens' oder ,Kennenlernens
anderer Menschen und Kulturen’ nichts
mehr zu tun haben. Da geht es dann
nicht um Altruismus, sondern darum,
dass es lukrativer erscheint, Wohnraum
nicht reguldr sondern als Feriendomizil
zu vermieten - also am Ende schlicht
um Profite auf Kosten der Kommunen
und derjenigen, die ein vernlinftiges
Mietniveau wollen. Wo das hinfiihren
kann, lasst sich in vielen GroRstadten
im In- und Ausland beobachten”, betont
Tschope.

Die Bereitstellung von ausreichend
bezahlbarem Wohnraum sei eine der
wichtigsten politischen Aufgaben, so
Tschope abschlieBend. ,Unsere erste
Prioritat ist es dabei, Wohnraum zu
schaffen. Aber ich bin Gberzeugt, dass wir
mit dem nun beschlossenen Gesetz ein
Instrument vorgelegt haben, das geeignet
ist, zusatzlichen Wohnraum in Bremen
bereitzustellen - indem wir regulieren
und Zweckentfremdungen beenden.”

DOWNLOAD
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X WOHNRAUM SCHUTZEN - LEERSTAND
'--E : UND ZWECKENTFREMDUNGEN BEENDEN

ABSCHIED NACH MEHR ALS DREI JAHRZEHNTEN IM FRAKTIONSBURO

Nach 33 Jahren ist Schluss: Rosemarie
Kovac hat sich Ende April nach jahr-
zehntelanger Tatigkeit fir die SPD-Biir-
gerschaftsfraktion in den Ruhestand
verabschiedet.

Es war im Marz 1985, als sie hier ihre Ta-
tigkeit begann, zunachst als Burogehilfin.
In den folgenden Jahren bildete sie sich
dann zur gepruften Sekretarin weiter
und arbeitete ab 1990 im Sekretariat des
wissenschaftlichen Dienstes.

Dort unterstutzte sie mehr als zweieinhalb
Dekaden lang sowohl die Abgeordneten

als auch die Kolleginnen und Kollegen im
Buro. Und in dieser Zeit erlebte sie acht
Vorsitzende, 21 stellvertretende Vorsitzen-
de und sechs Geschaftsfihrer in der Frak-
tion. Dabei war Rosemarie durchaus auch
eine Pionierin: Sie befasste sich schon
frih mit dem Bereich EDV und gestaltete
die ,digitale Revolution im Fraktionsbiiro”
maBgeblich mit.

Jetzt bleibt nur noch eins zu sagen: Liebe
Rosemarie, wir wiinschen dir alles Gute
im neuen Lebensabschnitt!
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BUS UND BAHN SOLLEN FUR ARBEITNEHMER ATTRAKTIVER WERDEN
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Offentliche Verkehrsmittel sollen fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer attraktiver werden. Die SPD-Fraktion hat
einen Antrag auf den Weg gebracht, mit dem Ziel, dass Gewerbegebiete besser an das OPNV-Netz angebunden werden.
AuBerdem sollen Wege gepriift werden, wie mehr Menschen von den Vergiinstigungen des Jobtickets profitieren kénnen.

,Wer die Verkehrswende will, muss
insbesondere den Berufsverkehr in den
Blick nehmen”, sagt die verkehrspolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion, Heike Sprehe.
Und die Sozialdemokratin sieht hier eine
doppelte Herausforderung. ,Auf der einen
Seite fahren nach wie vor viele Menschen
zu dhnlichen Zeiten zur Arbeit und nach
Feierabend wieder zurtck. Die Folge sind
haufig Staus auf den Stral3en”, erklart sie.
+Andererseits gibt es aber einen zuneh-
menden Trend, dass Arbeitszeiten flexibler
werden und immer mehr Menschen aulSer-
halb der ,klassischen’ Kernzeiten arbeiten.
Wenn wir die 6kologischen Belastungen
reduzieren wollen,
mussen wir flr all
diese Menschen
den offentlichen
Nahverkehr attrak-
tiver gestalten.”

Die SPD-Fraktion
hat daher nun
einen Antrag be-
schlossen, der an
unterschiedlichen

Heike Sprehe

Punkten ansetzt, um diese Steigerung der
Attraktivitat zu erreichen. Zum einen soll
der Senat einen Bericht vorlegen, wie und
in welchem Umfang Gewerbegebiete wie
das Guterverkehrszentrum, der Gewerbe-
park Hansalinie, der Industriepark oder
auch das Bremer Kreuz besser an das Lini-
ennetz angebunden werden kénnen - und
welche Kosten damit verbunden waéren.
Fur viele dort Beschéftigte ist der OPNV
schon deshalb keine echte Alternative

zum Auto, weil diese Gebiete teilweise nur
unzureichend angebunden sind”, erklart
Sprehe. ,Wird hier die Anbindung verbes-
sert und auch zeitlich an die Bedirfnisse
der Beschaftigten angepasst, dann kénnten
hier neue Kunden gewonnen werden, die
in der Folge auf das Auto verzichten und so
die Stral3en und die Umwelt entlasten.”

Auch beim Faktor Kosten will die SPD-Frak-
tion Verbesserungen erreichen: Der Senat
soll mit der BSAG Gesprache dartber
fihren, wie mehr Menschen in den Genuss
des - gegenuber einer reguldren Jahres-
karte glinstigeren - Jobtickets kommen
konnen. Bislang miissen mindestens 50 Be-

schéftigte an diesem Angebot teilnehmen
und es diirfen maximal drei Arbeitgeber
kooperieren, damit diese Beschaftigtenzahl
zustande kommt. Der Senat soll nun in
den Gesprachen mit der BSAG erortern,
ob diese Begrenzungen entfallen kdnnen
oder ob Arbeitnehmer jenseits der direk-
ten Arbeitgeber - etwa Uber Kammern
oder Gewerkschaften - ein solches Ticket
erhalten kdnnten. ,,Fir viele Menschen
spielt auch der Preis eine entscheidende
Rolle”, sagt Sprehe. ,,Umso deutlicher

der Kostenvorteil, desto mehr Menschen
werden darlber nachdenken, 6ffentliche
Verkehrsmittel zu nutzen. Deswegen
sollten wir alle Moglichkeiten prufen, die
Tickets fur Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer moglichst glinstig zu gestalten. In
Kombination mit optimalen Anbindungen
wird der klimafreundliche OPNV damit
weiter gestarkt.”
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DER REFORMATIONSTAG IST IN BREMEN ZUKUNTIG EIN FEIERTAG

Der Reformationstag am 31. Oktober ist
kinftig in Bremen ein Feiertag. Das hat
die Burgerschaft beschlossen. Damit folgt
Bremen dem Beschluss aus Niedersach-
sen und hat damit das Ziel erreicht, bei
der Einfihrung eines zusatzlichen Feierta-
ges eine Insellésung zu vermeiden.

,In den norddeutschen Parlamenten
herrschte von Beginn an ein breiter Kon-

sens daruber, dass das Feiertagsgefalle
zwischen Nord- und Suddeutschland
durch die Einfuhrung eines zusatzlichen
Feiertages beseitigt werden soll”, erklart
der SPD-Fraktionsvorsitzende, Bjorn
Tschope. Dies sei nun mit dem Beschluss
der Blrgerschaft umgesetzt worden.

Es sei kein Geheimnis, dass es innerhalb
der Bremer SPD und innerhalb der ganzen
Gesellschaft unterschiedliche Einschat-

zungen daruber gegeben habe, welcher
Tag am besten als neuer Feiertag geeignet
ware. ,Eine abweichende Regelung zu
Niedersachsen ware aber aufgrund der
vielfaltigen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Verflechtungen mit ihren
Pendlerstromen nicht sinnvoll gewesen.
Deswegen ist die Entscheidung flr einen
neuen Feiertag im Gleichklang mit unse-
ren niedersachsischen Nachbarn richtig.”
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Frankildt und Bernd Ravens mit dem Roten Bus
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Unsere Abgeordneten bei der Gewerbeschau Osterholz

Der ,Rote Bus” hat Unterstiitzung bekom-
men: Die SPD-Angeordneten aus Bremer-
haven haben ein neues Gesprachsformat
entwickelt - den ,,Roten Sitz". Mit ihm
touren die Abgeordneten durch die Knei-
pen der Seestadt.

,Die Idee dazu kam mir in gemutlicher
Runde mit Freunden in einer Kneipe. Hier
wird oft heftig Gber Politik disktutiert.
Politikern wird dabei vorgeworfen, ihr Ohr
nicht nah genug am Volk zu haben. Dem
wollte ich entgegentreten. Die Idee beim
,Roten Sitz' ist dabei ganz einfach: Wir
wollen nah ran an die Leute. Und wo geht
dies einfacher als in Kneipen? Auf dem
,Roten Sitz' nehmen Kneipengaste Platz
und kommen so ganz ungezwungen mit
uns ins Gesprach”, erklart Bernd Ravens,
der mittlerweile seit Gber 40 Jahren Mit-
glied der Bremischen Burgerschaft ist.

»Inzwischen haben wir einige Termine
absolviert und ich kann sagen: Das
Format lohnt sich. Zwar missen wir auch
gelegentlich auch Kritik einstecken, aber
generell gilt: Wenn man sich die Zeit
nimmt, Dinge zu erklaren, bei Problemen
zu helfen und auf Fragen einzugehen,
verstehen die Leute uns Politikerinnen
und Politiker viel besser - und stellen fest,
dass wir eben nicht 'die da oben' sind. Im
Gegenteil: Wir sind auch nur Menschen
und wollen das Beste fiir Bremerhaven
und Bremen”, so das Mitglied der
SPD-Fraktion weiter.

1

DIE ROTEN VOR ORT: UNTERWEGS IN BREMEN UND BREMERHAVEN

Unabhdangig vom ,,Roten Sitz” tourt auch
der ,Rote Bus” weiter durch Bremen und
Bremerhaven. In den Sommermonaten
stehen dabei vermehrt auch Stadtteilfeste
auf unserem Bus-Linienplan, um dort
Gber die Arbeit der Fraktion zu informie-
ren, aber auch Anregungen, Sorgen und
Probleme von Burgerinnen und Blrgern
aufzunehmen.

Unter anderem war kurzlich die Gewerbe-
schau Osterholz eine der ,Bus-Haltestel-
len’. ,Die zwei Tage Prasenz haben sich
fur uns in jedem Falle gelohnt. Wir haben
gute Gesprache gefiihrt und konnten
einigen Burgerinnen und Birgern konkret
weiterhelfen. Unsere Politik den Men-
schen direkt zu erkldren, ist wichtiger Teil
unserer Arbeit”, so Bjérn Tschope, Vorsit-
zender der SPD-Birgerschaftsfraktion.

Wann und wo Sie mit unseren Abgeord-
neten reden kénnen, finden Sie jederzeit
auf unserer Homepage oder vor Ort auf
Hinweisschilder. Wir freuen uns auf Sie!
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ICH BIN DER MEINUNG, DASS...

... das Existenzminimum fair be-
rechnet werden muss - damit es
auch wirklich zum Leben reicht!

Klaus Mohle,
Sprecher fir Soziales

EXISTENZMINIMUM MUSS ZUM LEBEN REICHEN - DAS IST DAS MINDESTE!

Was genau ist eigentlich das Existenzminimum - also das Mindeste, was man zum Leben braucht? Grundlage fiir die Berechnung
dieses Wertes - und damit auch der entsprechenden Hartz-IV- oder Grundsicherungsregelsatze - ist das Konsumverhalten einer
Vergleichsgruppe. Dazu herangezogen werden jene Haushalte, deren Einkommen eine Existenz erméglicht ohne auf Sozialleis-
tungen angewiesen zu sein. Bei Singlehaushalten sind das etwa die finanziell schwéachsten 15 Prozent. ,,Genau hier liegt das
Problem®”, erklért der sozialpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Klaus Mdhle, ,,denn es werden die armsten 15 Prozent der Bevdl-
kerung betrachtet, die keine Sozialleistungen beziehen - unabhéngig davon, ob sie einen Anspruch darauf hatten."

Fur Mohle steht fest: ,,Grol3e Teile dieser Vergleichsgruppe geho- Mohle: ,Das heit nichts anderes, als dass das finanzielle
ren zu den ,verdeckt Armen’, deren Existenz finanziell gefahrdet Existenzminimum fir Millionen von Menschen nicht garantiert
ist - und die eigentlich Anspruch ist, sie also nicht einmal das
auf Unterstutzung hatten. Wenn s & Mindeste, was man braucht,
diese Haushalte als Berechnungs- FH zur Verfugung haben!”
grundlage dienen, dann wird das
Existenzminimum zu Ungunsten 2. NNANE : .Experten gehen davon aus,
der Empfanger von Hartz IV oder i : , ; dass gerade dadurch die
Grundsicherung im Alter verzerrt & : ‘i Tafeln von so vielen Menschen
- und deckt das Existenzmini- _ v : genutzt werden, weil sie es
mum eben nicht mehr ab.” J - Jab TR i v —_ ermoglichen, bei Lebensmitteln
G535 : - : 1= o zu sparen, um sich etwas
Unabhangig von der grundsatz- P ol I e we : anderes leisten zu kénnen,
lichen Diskussion uber die Ver- -, , i 2B T P das ansonsten vom zu gering
anderung des bestehenden Sys- 4 el ||| b bemessenen Regelsatz nicht zu
tems sei daher klar: ,In einem g i bezahlen ist”, so Mohle weiter.
ersten Schritt mussen wir ganz ; 1A 1 ,!! - ]
konkret etwas unternehmen, ' J - _ : ’ Fur den Sozialdemokraten
damit das Verfahren zur Berech- : FEo= =SB £ steht daher fest: ,Das darf so
nung des Existenzminimums fair \ T 1 E : /4 nicht sein. Wir missen die
gestaltet wird.” : L. | Gefahr ausschlieRen, dass das

Damit der Einkaufswagen nicht leer bleiben muss: Das Existenzminimum soll so  Existenzminimum durch die

Einen entsprechenden Antrag berechnet werden, dass es tatsachlich zum Leben reicht! Konstruktion zu kleiner oder
hat die SPD-Fraktion auf ihrer nicht angemessener Bezugs-
Klausur in Etelsen beschlossen. Darin fordert sie den Senat auf, gruppen unterschritten wird. Flr uns steht aul3er Frage: Das
sich auf Bundesebene fir ein faires und der Realitdt angemesse-  Existenzminimum muss fair berechnet werden - und tatsachlich
nes Existenzminimum einzusetzen. Ein entsprechendes Verfah- die Existenz sichern.”

ren soll mit den Sozial- und Wohlfahrtsverbanden abgestimmt
werden. Letztere gehen davon aus, dass die durch die bisherige > Antrag: Existenzminimum endlich fair
Berechnung entstehende finanzielle Liicke, damit es zum Leben und realistisch berechnen

reicht, fur erwachsene Einzelpersonen bei bis zu 100 Euro liege. http://tiny.cc/existenzminimum
= SPD-Biirgerschaftsfraktion V.i.S.d.P.: Matthias Koch ClimatePartner®
7 Land Bremen Redaktion: Matthias Ltdecke, klimaneutral
i Wachtstral3e 27/29 Philipp Schrage, Timo Joost, Druck | 10 1124216121009
e 28195 Bremen Georg Langwasser, Christiana Thasius o -
> T.0421.336770/F.0421.321120 Paperaus verantwor-
- www.spd-fraktion-bremen.de Druck: Berlin Druck / Achim FSC o 0011814

Auflage: 5.500 Exemplare




	s01_Titel
	0203_Klausur_Sozialbau_Erbpacht_Leerstand[neu]
	s04_Klausur_Bau_Kriminalität_Wohnheime
	02_2018_Museen
	s06_Gewerbe_Gleis_Feste
	s07_A13_Preis
	s08_Ambulanz_HH
	s09_Wohnraumschutz_Rosemarie
	s10_ÖPNV_Reformationstag
	S11_roterbus
	s12_Existenz



